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Stadt Heidenau 
Dresdner Str. 47 
01809 Heidenau

Datum:
Amt/Bereich:

Ansprechpartner:
Besucheranschrift:

Gebäude/Zimmer:
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Aktenzeichen:
E-Mail:

10.10.2022
Stabsstelle Strategie und 
Kreisentwicklung 
Herr Johne 
Schloßhof 2/4 
01796 Pirna 
EF/0.16
03501 515 3237
0004-14.6.28-621.4-160-13.0
rew@.landratsamt-pirna.de

L J

Bebauungsplan M 14/1 „Quartier an der Müglitz“ - Stadt Heidenau
Vorzeitiger Bebauungsplan gemäß §8 Abs. 4 Satz 1 BauGB, frühzeitige Beteiligung der Behör­
den nach § 4 Abs. 1 BauGB

Sehr geehrte Damen und Herren,

hiermit übergebe ich Ihnen die Stellungnahme des Landratsamtes zum im Betreff genannten 
Vorhaben:

A Votum:

Die Planungsunterlagen sind in den aufgezeigten Planteilen zu Überarbeiten.
Es gibt einige zu lösende Probleme bei den Thematiken des Immissionsschutzes und der Altlas­
tenproblematik.
Die Begründung dazu entnehmen Sie bitte den nachfolgenden Teilstellungnahmen der Fachbe­
reiche unseres Hauses.

Die Teilstellungnahme des Referates Abfall/Boden/Altlasten wird sobald als möglich nachge­
reicht.

B Ausgewertete Unterlagen:

Vorentwurf des Bebauungsplanes, bearbeitet durch das Planungsbüro Basler & Hofmann, einge­
reicht am 08.08.2022 mit den Planteilen

|1| Planzeichnung
|2| Textliche Festsetzungen
|3| Begründung
|4| Städtebauliches Konzept
|5| Umweltbericht
|6| Grünordnungsplan
Hinweis: Kein Zugang für elektronisch signierte sowie verschlüsselte elektronische Dokumente. Die Möglichkeit der verschlüsselten elektronischen Kommunikation besteht über die 
De-Mail-Adresse: kontakt@landratsamt-pirna.de-mail.de
Hauptsitz: Öffnungszeiten:
Schioßhof2/4 Montag
01796 Pirna Dienstag/Donnerstag

Telefon: +493501 515-0 (Vermittlung) Mittwoch
Internet: www.landratsamt-pirna.de Freitag

08:00 - 12:00 Uhr 
08:00 - 12:00 Uhr 
13:00-18:00 Uhr 
Schließtag 
08:00-12:00 Uhr

Hinweis:
Außerhalb der Öffnungszeiten bleiben die 
Dienstgebäude des Landratsamtes geschlossen. 
Termine sind nach vorheriger Vereinbarung möglich.

Bankverbindung: Ostsächsische Sparkasse Dresden - BIG: OSDDDE81XXX IBAN: DE12 8505 0300 3000 0019 20 USt-ldNr.: DE140640911

mailto:kontakt@landratsamt-pirna.de-mail.de
http://www.landratsamt-pirna.de
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|7| Spezielle artenschutzrechtliche Prüfung
|8| Wasserrechtliches Gutachten

jeweils in der Planfassung vom 01.04.2022.

|9| Bodengutachten i. d. F. v. 21.11.2014
|10| Bearbeitungskonzept Revitalisierung i. d. F. v. 07.04.2016

C Stellungnahmen der Fachbereiche

Regionalentwicklung

In Bezug auf die Belange der Raumordnung wird auf die Stellungnahme des Regionalen Pla­
nungsverbandes Oberes Elbtal/Osterzgebirge sowie die der Landesdirektion Sachsen als obere 
Raumordnungsbehörde verwiesen.

Bauleitplanung

Allgemeiner Hinweis

Die Stadt Fleidenau besitzt keinen rechtsgültigen Flächennutzungsplan. Im April 2022 wurde der 
Entwurf für die Aufstellung des Flächennutzungsplanes bei den Trägern öffentlicher Belange ein­
gereicht.
Die Aufstellung des Bebauungsplanes M 14/1 „Quartier an der Müglitz“ richtet sich derzeitig nach 
§ 8 Abs. 4 Satz 1 Baugesetzbuch (BauGB). Der Flächennutzungsplan wird seitens der Stadt Flei­
denau erstmalig aufgestellt, die In-Kraft-Setzung erfolgte wie oben beschrieben jedoch noch 
nicht. Der Bebauungsplan kann daher aufgestellt werden, bevor der Flächennutzungsplan 
Rechtskraft erlangt hat, da der Bebauungsplan der beabsichtigten städtebaulichen Entwicklung 
nicht entgegensteht. Im Entwurf des Flächennutzungsplanes ist die Fläche des „Quartier an der 
Müglitz“ bereits als Misch- und Wohnbaufläche ausgewiesen.
Der vorzeitige Bebauungsplan ist nach derzeitiger Konstellation genehmigungspflichtig.

Flinweis für die Auslegung und Bekanntmachung des Bebauungsplanes

Soweit i. R. des Bebauungsplanverfahrens für die Festlegung von Festsetzungen auf DIN- 
Normen zurückgegriffen wird, müssen diese unter entsprechendem Hinweis in der Planurkunde 
oder der Bekanntmachung zum Satzungsbeschlusses in der Gemeinde- oder Stadtverwaltung 
zur Einsicht bereitgehalten werden. Daraus folgt zusätzlich, dass auch das maßgebliche Regel­
werk anzugeben ist. Ist dies nicht der Fall, leidet der Bebauungsplan an einem Bekanntma­
chungsfehler (BVerwG, Beschl. v. 18.08.2016 - 4 BN 24/16, juris Rn. 7; BayVGH, Beschl. v. 
04.11.2015-9 NE 15.2021, juris Rn. 7).

Planzeichnunq

Die festgesetzten Baufenster innerhalb der Mischgebiete sind in sich und in Bezug auf ihre Lage 
im Planbereich, ausgehend von einem unveränderlichen Bezugspunkt, zu bemaßen.

In der Planzeichnung sind „Sonstige Verkehrsflächen“ festgesetzt. Diese Festsetzung ist zu kon­
kretisieren. Festsetzungen müssen vollziehbar, nachvollziehbar und eindeutig sein.
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Der Punkt 6 der Planzeichenlegende benennt die Begriffe „Anlagen, Einrichtungen und sonstige 
Maßnahmen, die dem Klimawandel entgegenwirken“. Was ist damit gemeint?
Falls damit konkrete Maßnahmen verbunden sind, sind diese festzusetzen (schriftlich oder zeich­
nerisch). Ansonsten wäre eine Klarstellung in der Begründung hilfreich.

Die unter Punkt 9 der Planzeichenlegende benannten Flächen, die von Bebauung freizuhalten 
sind, werden nur mit einem „Strich“ in der Karte abgebildet. Hier ist für die Übersichtlichkeit eine 
Fläche abzubilden oder konkrete zu benennen, um welche Flächen es sich handelt und nicht nur 
mittels eines Striches die Fläche anzudeuten.

Die im nördlichen Teil des Geltungsbereiches ausgewiesene Mischgebietsfläche entfaltet bei der­
zeitiger Darstellung keine baulichen Möglichkeiten. Das Fehlen von Baufenstern sowie deren 
Nutzungsschablone verhindert auch die Verstetigung von Nebenanalgen, da keine Grundflächen­
zahl benannt werden können. Die überbaubare Grundstücksfläche würde demnach bei 0 liegen. 
Hier wäre zu überlegen, was mit der Fläche passieren soll und dies dann konkret festzusetzen.

Textliche Festsetzungen

Punkt I./2.2:
Die Höhe der Erschließungsstraße ist kein unveränderlicher Bezugspunkt. Es ist ein unveränder­
licher Bezugspunkt zu wählen, der auch bei einer Veränderung der vorhandenen Flurstücksgren­
zen Bestand hat. Als Höhenbezugspunkt ist gleichfalls ein unveränderlicher Punkt oder eine ab­
solute Höhe (bspw. Vermessungspunkt) nach DHHN2016 anzugeben.
Eine vorherige Festsetzung der Höhe der Erschließungsstraße, nach der sich dann die anderen 
Höhen richten, ist zweifelsohne möglich.

Punkt I./2.3
Gemäß § 19 Abs. BauNVO 4 darf ,,[d]ie zulässige Grundfläche [...] durch die Grundflächen der in 
Satz 1 bezeichneten Anlagen bis zu 50 von Hundert überschritten werden, höchstens jedoch bis 
zu einer Grundflächenzahl von 0,8; weitere Überschreitungen in geringfügigem Ausmaß können 
zugelassen werden“.
Im vorliegenden Fall wird gegen die vorgegebene Ober- sowie Kappungsgrenze der Baunutzver­
ordnung verstoßen. Die städtebauliche Begründung ist dahingehend, zur Erfüllung der Ausnah­
me, konkreter zu beschreiben.

Die Punkte 2.2 und 2.3 sind anordnungstechnisch zu tauschen.

Punkt I./3.2
Es ist ein Abgleich zwischen Textlichen Festsetzungen und zugehöriger Passage in der Begrün­
dung vorzunehmen.
Weiterhin ist eine Differenzierung der Ausnahmen - nach § 23 Abs. 2 BauNVO - zwischen 
Mischgebiet und Wohngebiet vorzunehmen. Bei angedachten Ausnahmen im Wohngebiet kann 
nicht von geringfügig und im städtebaulichen Verhältnis gesprochen werden. Der Sachverhalt ist 
zu prüfen und an die gegebenen Verhältnismäßigkeiten anzupassen (siehe hier auch SächsBO).

Punkt I./3.4
Im zweiten Absatz letzter Satz ist der Vollständigkeitshalber „Carports“ mit aufzunehmen.

Punkt I./10.1
Es sollte konkret dargestellt werden, durch wenn die Beseitigung vorgenommen werden sollte. 
Bei aufgezeigter Herangehensweise obliegt dies dem Bauherrn, ohne das aufgezeigt wird, dass 
die notwendigen Eingriffe auf das eigene Grundstück begrenzt bleibt. Hier ist Klarheit im Umgang 
darzustellen.
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Punkt I./10.2:
Es wird auf einen Punkt 7.1 verwiesen. Dieser beschäftigt sich mit dem Rückbau versiegelter Flä­
chen, was nicht mit der Überschrift übereinpasst. Es ist Klarheit herzustellen.

Punkt I./10.3:
Die Zuständigkeit für den Bodenaustausch muss festgesetzt werden. Hierbei wird auf die Stel­
lungnahme des Referates Abfall/Boden/Altlasten verwiesen.
Das bestehende Geländeniveau ist kein unveränderlicher Bezugspunkt. Es sind feste Bezugs­
punkte festzusetzen, auf die sich bei der Geländeregulierung bezogen werden muss.

Begründung

Seite 6 Punkt 2.1:
Die Annahme, dass durch die Lage des Bebauungsplangebiets im Innenbereich keine Eingriff­
regelung vorzunehmen ist, ist nicht zu treffend. Durch die Aufstellung eines Bebauungsplanes 
erfolgt eine rechtliche Ordnung des im Geltungsbereich befindlichen Gebietes nach § 30 BauGB 
- Eingriffe in Natur und Landschaft sind dementsprechend per Eingriffsregelung auszugleichen. 
Die Eingriffsregelung stellt einen Bestandteil des hier notwendigen Umweltberichtes dar.
Der Verweis auf § 21 Abs. 2 BNatSchG ist darüber hinaus sachlich unkorrekt.

Seite 8 Punkt 4.3:
Der Absatz ist anzupassen, da der Flächennutzungsplan mittlerweile den Stand eines Entwurfes 
hat und die Flächen analog dem Bebauungsplan ausweist.
Der Bebauungsplan entwickelt sich aus den zukünftigen Ausweisungen des Flächennutzungspla­
nes. Er wird als vorzeitiger Bebauungsplan nach § 8 Abs. 4 Satz 1 BauGB aufgestellt.

Seite 21 Punkt 7.1.2:
Die Werte der Baunutzungsverordnung (BauNVO) dienen nur noch als Orientierungswerte. Der 
Absatz ist entsprechend anzupassen.

Seite 27 Punkt 7.2.1:
Falls Photovoltaikanlagen oder allgemein Aufbauten auf Dächern zulässig sein sollen, ist dies in 
den Textlichen Festsetzungen festzuhalten. Bei Photovoltaikanlangen sollte auch eine Vereinbar­
keit mit der Festsetzung zur Dachbegründung geachtet werden.
Die Vereinbarkeit von Photovoltaikanlangen im Geltungsbereich ist mit der zuständigen Denk­
malschutzbehörde zu klären.

Hinweis
Eine Ausführung in der Begründung entfaltet keine rechtliche Verbindlichkeit.

Denkmalschutz

Grundsätzlich bestehen zu einer Ausweisung eines neuen Baugebietes, hier innerstädtisches 
Quartier mit Nutzungsmischung Wohnen und verträglichem Gewerbe, im Rahmen der Revitalisie­
rung einer Gewerbebrache am Standort keine Bedenken.
Die geplante Flächenentwicklung auf Flurstück 399/7, der Gemarkung Mügeln, liegt jedoch in 
Sichtbeziehung zu Denkmalbestand an der Mühlenstraße und ist hinsichtlich städtebaulich rele­
vanter Denkmalvorgaben und denkmalpflegerischer Sichtbeziehungen durch die Denkmalbehör­
den im weiteren Planungsprozess genauer zu betrachten (historische Ortsgefüge, Gebäudege­
staltung, Konstruktionsarten, Proportionen usw.). Mit der Planung ist somit zu gewährleisten, 
dass Denkmale an der Mühlenstraße durch die Neubebauung im Bebauungsplan nicht mehr als 
nur unerheblich beeinträchtigt werden.
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Dies sollte seitens der Kommune durch geeignete gestalterische Anforderungen an die Teilfläche 
des Geltungsbereiches im Bereich Mügeln, Flurstück 399/7 erreicht werden.
Die Aufnahme von textlichen Festsetzungen zu folgenden Anforderungen ist zwingend erforder­
lich:
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• Beschränkung der Fassadenausbildung auf klassische Putzfassaden, ggf. mit natursteinernen 
Sockeln und/oder holzverschalten Anteilen bei Ausschluss reiner ortsfremder Block- oder 
Blockbohlenbauweise,

o Beschränkung der Farbigkeit der Fassaden auf natürliche, helle und gebrochene Farbtöne, 
wie sie am Ort verkommen, damit auch in diese Richtung vermeidbare Kontraste zur vorhan­
denen Bebauung vermieden werden,

® Zur Dachform ist die Festsetzung dahingehend zu ergänzen, dass glänzende, reflektierende 
Dachmaterialien nicht zugelassen sind.

Im Vorentwurf sind keine Festsetzungen zur Zulässigkeit von Solar- bzw. Photovoltaikanlagen, 
Balkonkraftwerken, Windenergieanlagen als Nebenanlagen getroffen. Unter Beachtung der ge­
genwärtigen Energiesituation sollten seitens der Kommune eine inhaltliche Auseinandersetzung 
mit geeigneten und vollziehbaren Festsetzungen hinsichtlich Anordnung, Größe, Ausführung und 
Aufstellung getroffen werden.

Gemäß § 9 Abs. 6 BauGB sollen Denkmale nach Landesrecht in den Bebauungsplan nachricht­
lich übernommen werden. Es erfolgt im vorliegenden Bebauungsplan keine nachrichtliche Über­
nahme des archäologischen Relevanzbereiches. Die Kennzeichnung ist entsprechend zu ergän­
zen. Gleichfalls sind zur Verbesserung der Plausibilität des Umgebungsschutzbelanges von 
Denkmalen an der Mühlenstraße, diese soweit wie möglich im Grenzbereich des Vorhabengebie­
tes mit darzustellen und nachrichtlich aufzunehmen.

Unter Flinweise ist, auch unter besonderer Beachtung der fachbehördlichen Stellungnahme des 
LfA vom 19.08.2022, Folgendes aufzunehmen:

„Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes liegt innerhalb eines archäologischen Relevanzbe­
reiches. Die archäologische Relevanz des Vorhabenareals belegen archäologische Kulturdenk­
male aus dem Umfeld, die nach § 2 Sächsisches Denkmalschutzgesetz (SächsDSchG) Gegen­
stand des Denkmalschutzes sind (bronzezeitliches Gräberfeld D-67450-02).
Nach § 14 SächsDSchG bedarf der Genehmigung der Denkmalschutzbehörde, wer Erdarbeiten 
etc. an einer Stelle ausführen will, von der bekannt oder zu vermuten ist, dass sich dort Kultur­
denkmale befinden. Der Bauherr hat für Erdarbeiten oder Bauarbeiten im Geltungsbereich des 
Bebauungsplanes rechtzeitig vor Maßnahmenbeginn die Erteilung der denkmalschutzrechtlichen 
Genehmigung nach §14 SächsDSchG bei der unteren Denkmalschutzbehörde im Landratsamt 
zu beantragen.
Vor Beginn von Bodeneingriffen im Rahmen von Erschließungs- und Bauarbeiten müssen durch 
das Landesamt für Archäologie im von Bautätigkeit betroffenen Areal archäologische Grabungen 
durchgeführt werden (Grabung 1). Dies als auch die ggf. erforderliche sachgerechte Ausgrabung 
(Grabung 2) und Dokumentation der gegebenenfalls auftretenden Funde bedarf der jeweiligen 
denkmalrechtlichen Sicherung in denkmalschutzrechtlichen Genehmigungsverfahren.

Bodenfunde (auffällige Bodenverfärbungen, Gefäßscherben, Gräber, Knochen, Geräte aus Stein 
und Metall, Münzen, bearbeitete Hölzer, Steinsetzungen aller Art u. a.) können bei bauvorberei­
tenden Untersuchungen auftreten und sind sofort dem Landesamt für Archäologie Sachsen zu 
melden. Fundstellen sind inzwischen vor weiteren Zerstörungen zu sichern.
Sollten bei sonstigen Erdarbeiten Bodendenkmale entdeckt werden, ist ebenfalls das Landesamt 
für Archäologie unverzüglich zu unterrichten. Die entdeckten Bodendenkmale und die Entde­
ckungsstätte sind bis zum Ablauf des vierten Tages nach der Anzeige in unverändertem Zustand
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zu erhalten und zu sichern, sofern nicht die zuständige Fachbehörde mit einer Verkürzung der 
Frist einverstanden ist (§ 20 SächsDSchG).
Die ausführenden Firmen sind auf die Anzeige- und Sicherungspflicht von Bodenfunden gemäß 
§ 20 SächsDSchG schriftlich hinzuweisen. “

Die Planunterlagen sind entsprechend der o. g. Punkte zu überarbeiten.
Das Landesamt für Archäologie und das Landesamt für Denkmalpflege sind als Träger öffentli­
cher Belange weiterhin am Planverfahren zu beteiligen.

Naturschutz

Der Bebauungsplan wird im Regelverfahren aufgestellt. In diesem Verfahren ist die Erstellung 
eines Umweltberichtes mit integrierter Eingriffs-Ausgleichsbilanzierung notwendig.

Der Ersatz der geschützten Gehölze ist durch die Gehölzschutzsatzung der Stadt Heidenau ge­
regelt und wird in der Planung berücksichtigt.

Artenschutz

Der Artenschutzbericht wird zurückgewiesen. Der Untersuchungsumfang ist viel zu gering und 
entspricht gemessen an der Fläche nicht den Mindeststandards.
Eine zweimalige Begehung ist nicht geeignet eine belastbare Aussage zu treffen. So ist es nicht 
nachvollziehbar, dass keine Lebensstätten der Zauneidechse oder von Zwergfledermäusen ge­
funden wurden. Die Frage des Ausgleichs vernichteter Lebensstätten ist nicht geregelt.

Es wäre zu prüfen, ob die Fläche nicht eher als Gewerbegebiet oder Industriestandort zu entwi­
ckeln wäre. Damit könnten landwirtschaftlich genutzte Flächen an anderen Standorten vor Ver­
siegelung bewahrt werden.

Forsthoheit

Zum Vorhaben gibt es seitens der Forstbehörde keine Einwände. 

Hinweis

Der Schneeball (Viburnum spec.) ist eine bedeutende Wirtspflanze für Phytophthora ramorum. 
Dieser pilzähnliche Organismus ist ein Erreger von Triebsterben, Feinwurzelzerstörung, Wurzel­
halsfäule und Stammkrebs an Baum- und Straucharten. Er gehört nach EU-Recht zu den Qua­
rantäneschaderregern und ist meldepflichtig. Pflanzen von Viburnum dürfen von ihrem Erzeu­
gungsort nur mit einem Pflanzenpass an einem anderen Ort verbracht werden.

Immissionsschutz

Aus immissionsschutzrechtlicher Sicht bestehen zu dem Bebauungsplan starke Bedenken. Es 
kann noch keine abschließende Bewertung vorgenommen werden. Weiterhin bestehen Nachfor­
derungen zum Lärmschutz.

In den eingereichten Unterlagen wird im Umweltbericht im Quellenverzeichnis unter/19/ aufge­
führt, dass ein schalltechnisches Gutachten der Werner Genest und Partner Ingenieurgesell­
schaft mbH mit der Gutachten Nr. 037/M4 G1, 2022 erstellt wurde. Dieses Gutachten liegt den
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eingereichten Unterlagen nicht bei, somit kann es durch das Referat Immissionsschutz nicht be­
wertet werden. Es ist entweder nachzureichen oder spätestens den Entwurfsunterlagen beizufü­
gen. Darauf aufbauend sind aktuell die Planzeichnung und die textlichen Festsetzungen nicht 
abschließend bewertbar.

Die im Umweltbericht unter Punkt 2.2.1.1 „Schutzgut Mensch“ aufgezeigten Überschreitungen der 
Immissionsrichtwerte gemäß TA Lärm sowie der Grenzwerte gemäß 16. Verordnung zur Durch­
führung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes zeigen auf, dass gesunde Wohnverhältnisse an 
diesem Standort so nicht zu erwarten sind.

Im Außenbereich des Wohngebietes werden die Immissionsrichtwerte stark überschritten und nur 
durch passive Lärmschutzmaßnahmen können die Gebäudeinnenwerte eingehalten werden.

Im Gegenzug wirkt sich das zu entwickelnde „Allgemeine Wohngebiet“ auch nachteilig und ein­
schränkend auf die derzeitigen umliegenden Gewerbebetriebe aus. Entwicklungsmöglichkeiten 
dieser Gewerbe werden stark beschnitten.

Die Einengung der Wohnbaufläche zwischen stark befahrener Straße und Gewerbebetrieben 
sowie Bahnverkehr kann zu Lärmbeschwerden führen.

Die Planung sollte entsprechend der zuvor aufgeführten Punkte überdacht werden.
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Gewässerschutz

Bei der weiteren Bearbeitung des Bebauungsplanes sind nachfolgende Hinweise zu berücksichti­
gen und die Planung entsprechend anzupassen. Auf der Grundlage des jetzigen Planungsstan­
des kann die untere Wasserbehörde dem Vorhaben nicht zustimmen. Es bestehen erhebliche 
Bedenken zur vorgelegten Planung.

Nachfolgend erhalten Sie die Prüfbemerkungen der einzelnen Fachbereiche des Gewässer­
schutzes. Die in unserer Stellungnahme vom 24.01.2022 an das Planungsbüro Basler & Hofmann 
aufgeführten Hinweise wurden unzureichend in den Vorentwurf eingearbeitet.

Wasserbau/Hochwasserschutz

• Es ist zu prüfen, ob die Teufe der geplanten Retentionsmulde in Konflikt steht mit dem im Er­
eignisfall HQ-100 zu erwartenden Grundwasserstand.

• Es ist ein Rettungs-ZNotfallplan (bzw. Feuerwehreinsatzplan) für seltene/sehr seltene Hoch­
wasserereignisse (T > 100a) zu erstellen.

• Die in dem Wasserrechtlichen Gutachten unter Nr. 4.5 angeführten Maßnahmenempfehlun­
gen sind zu beachten bzw. umzusetzen.

• Für die Wahl der Höhe der Überlaufkante zur Retentionsmulde dienen die Geländeverhältnis­
se im Ist-Zustand als Orientierung. Die Überlaufkante darf nicht wesentlich höher liegen, als 
die Höhe der rechten Uferseite im Ist-Zustand.

Um auszuschließen, dass im Hochwasserfall der für den Retentionsraumausgleich vorgesehene 
Rückhalteraum durch das mit dem Müglitz-Hochwasser korrespondierende Grundwasser bereits 
gefüllt ist und dadurch seine Funktion nicht mehr erfüllen kann, ist die geplante Tiefenlage der 
Muldensohle mit dem Grundwasserstand des entsprechenden Wiederkehrintervalls (100- 
jährliches Ereignis) abzugleichen. Daher darf die Muldensohle nicht unterhalb des zutreffenden 
GW-Spiegels liegen.
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Da trotz aller baulichen Vorkehrungen und Hochwasserstrategien ein Restrisiko für das zukünfti­
ge Wohngebiet verbleiben wird, ist als zusätzliche Sicherheitsmaßnahme ein Einsatzplan für die 
Warnung und Evakuierung der Bewohner geboten. Dies gilt insbesondere unter dem Aspekt, 
dass auch Hochwasserereignisse auftreten können, die nach heutiger statistischer Einordnung 
seltener als einmal in 100 Jahren auftreten können und dann wesentlich höhere Wasserstände 
und Fließgeschwindigkeiten als im HQ-100-Fall zu erwarten sind.
Um den funktionalen Retentionsraumausgleich zu gewährleisten muss für die Höhe der Überlauf­
schwelle zur Mulde ein Maximalwert definiert werden (hier: Uferhöhe). So kann ein rechtzeitiges 
Anspringen des Rückhalteraumes gewährleistet werden und die Retentionswirkung im Ist- 
Zustand in etwa nachgebildet werden.

Grundwasser

Zusammenfassende Bewertung:

Es bestehen aus der Sicht des Referats Gewässerschutz erhebliche Bedenken gegen den vorge­
legten Vorentwurf des Bebauungsplans, da sich im Vorhabengebiet 12 Altlastverdachtsflächen 
befinden und bei den Bodenbeprobungen bereichsweise extrem hohe Arsenbelastungen im Eluat 
festgestellt wurden.
Aus Sicht des Gewässerschutzes ist es erforderlich für die Altlastverdachtsflächen in denen sehr 
hohe Schadstoffbelastungen festgestellt wurden, eine Erkundung nach Sächsischer Altlastenme­
thodik zur fachgerechten Bewertung aller Schutzgüter d. h. auch der Schutzgüter Grundwasser 
und Oberflächenwasser durchzuführen. Die hier vorgesehenen Maßnahmen der Revitalisierung 
sind für eine fachgerechte Bewertung der Altlastverdachtsflächen mit hohen Schadstoffbelastun­
gen hinsichtlich der Schutzgüter Grundwasser und Oberflächenwasser nicht ausreichend und 
nicht zielführend.

Feststellungen und Bemerkungen:

Im Geltungsbereich des Bebauungsplans befinden sich 12 Altlastverdachtsflächen. Diesbezüglich 
wurde ein Bericht zur Altlastenerkundung auf dem Gelände des ehemaligen VEB Baustoffe Hei­
denau von S. I. G. Dr. Ing. Steffen GmbH aus dem Jahr 2014 den Antragsunterlagen beigefügt. 
Aus dem vorgenannten Bericht geht hervor, dass in einzelnen Bereichen des Geltungsbereiches 
extrem hohe Schadstoffbelastungen für Arsen im Eluat festgestellt wurden. Bei den Beprobungen 
wurden u. a. nachfolgende Eluat-Gehalte für Arsen im Boden (siehe Tabelle 16) festgestellt:

Probe Tiefe Schad­
stoff

Schadstoff­
gehalt

Prüfwert
Sicker­
wasser

LAWA-GFS
Grund­
wasser

Dringlichkeits­
wert
Grundwasser

Überschreitung
Prüfwert
Sickerwaser

Überschrei­
tung
LAWA-GFS

Überschreitung 
Dringlichkeits­
wert GW

RKS 03/14 0,10-0,60 m Arsen 30 pg/l 10 Mfl/I 3,2 Mfl/I 50 Mfl/I 3-fach 9-fach nicht überschritten

RKS 05/14 0,10-1,0m Arsen 540 pg/l 10 Mfl/I 3,2 Mfl/I 50 Mfl/I 54-fach 168-fach 10,8-fach

RKS 06/14 0,50-1,0 m Arsen 140 pg/l 10 Mfl/I 3,2 Mfl/I 50 Mfl/I 14-fach 43-fach 2,8-fach

RKS 07/14 0,30- 1,0 m Arsen 860 yg/l 10 Mfl/I 3,2 Mfl/I 50 Mfl/I 86-fach 268-fach 17,2-fach

RKS 08/14 0,0- 0,35 m Arsen 39 Mfl/I 10 Mfl/I 3,2 Mfl/I 50 Mfl/I 3,9-fach 12-fach nicht überschritten

RKS 13/14 1,0 -1,75 m Arsen 150 Mfl/I 10 Mfl/I 3,2 Mfl/I 50 Mfl/I 15-fach 46-fach 3-fach

RKS 16/14 1,0 -1,60 m Arsen 130 Mfl/I 10 Mfl/I 3,2 Mfl/I 50 Mfl/I 13-fach 40-fach 2,6-fach

Besonders hohe Arsen-Belastungen weist die Altlastverdachtsfläche im Bereich der RKS 5/14, 
RKS 6/14 und RKS 7/14 auf. Die hier vorhandenen Arsenbelastungen überschreiten den Sicker­
wasser-Prüfwert für Arsen signifikant, d. h. in RKS 07/14 um das 86-fache und die LAWA-GFS für 
das Grundwasser um das 268-fache. Aufgrund der GW-Fließrichtung und der Vorflutfunktion der 
Müglitz ist davon auszugehen, dass in diesem Bereich voraussichtlich vorhandenen Grundwas­
serkontaminationen dem Vorfluter Müglitz zufließen.
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Der am zweitstärksten mit Arsen belasteten Bereich befindet sich im Bereich der RKS13/14. Die 
festgestellte Arsenbelastung im Eluat überschreitet den Prüfwert Sickerwasser um das 15-fache. 
Auch hier muss davon ausgegangen werden, dass die hier vermutlich vorhandenen Grundwas­
serkontaminationen in Richtung Müglitz abfließen.

Eine weitere stark mit Arsen belastete Zone befindet sich im Bereich der RKS 16/14. Der Prüfwert 
Sickerwasser wird hier um das 13-fache überschritten. Eine vermutliche Grundwasserkontamina­
tion aus diesem Bereich fließt dem angrenzenden Nachbargrundstück zu.

Bei einer Überschreitung von Schadstoff-Prüfwerten im Sickerwasser ist gemäß der Sächsischen 
Altlastmethodik eine Grundwasserverunreinigung zu besorgen und somit das Grundwasser im 
unmittelbaren GW-Abstrom der Altlastverdachtsfläche zur Überprüfung bzw. zum Nachweis eines 
möglichen Grundwasserschadens zu erkunden.

Es wird darauf hingewiesen, dass der Oberflächenwasserkörper Müglitz-2 u. a. aufgrund von Be­
lastungen mit Arsen den guten ökologischen Zustand verfehlt. Zusätzliche erhebliche Arsen- 
Einträge in den OWK Müglitz-2 können nicht toleriert werden und sind durch geeignete Maßnah­
men auf ein tolerierbares Maß zu reduzieren. Sofern die Schadstoffeinträge (insbesondere Arsen) 
nicht auf ein tolerierbares Maß begrenzt werden, sind nachteilige Auswirkungen auf den ökologi­
schen Zustand des Oberflächengewässers Müglitz sowie die Verfehlung der Bewirtschaftungszie­
le gemäß § 27 Wasserhaushaltsgesetz (WHG) für den Oberflächenwasserkörper Müglitz-2 zu 
besorgen.

Es wurde zwar eine Grundwasseranalyse aus einem Brauchwasserbrunnen durchgeführt. Diese 
Grundwasseranalyse ist für die o. g. Altlastverdachtsflächen jedoch nicht aussagekräftig. Bei ei­
ner GW-Probenahme aus einem Brunnen oder einer Grundwassermessstelle kann nur eine ge­
ringe GW-Abstrom breite erfasst werden. Außerdem liegt der betreffende Brunnen wesentlich zu 
weit von den betreffenden Altlastverdachtsflächen (ca. 150 m von Bereich RKS 13/14 und 
ca. 260 m von Bereich RKS 6/14 und RKS 7/14) entfernt. Aufgrund der Vorflutfunktion der Müglitz 
und der bekannten Grundwasserdynamik ist davon auszugehen, dass voraussichtlich vorhande­
ne Grundwasserkontaminationen aus dem Bereichen RKS 5/14, RKS 6/14 und RKS 7/14 sowie 
dem Bereich RKS 13/14 dem Oberflächengewässer Müglitz zufließen und von dem hier beprob- 
ten Brunnen nicht erfasst werden. Auch eine Arsenkontamination des Grundwassers im Bereich 
RKS 16/14 könnte aufgrund ihrer Lage nicht von dem beproben Brunnen erfasst werden.

Es wurden außerdem hohe PAK-Gehalte und Benzo(a)pyrengehalte im Feststoff der RKS 3/14 
und RKS 6/14 festgestellt. Dennoch wurden für diese Proben keine Eluatwerte ermittelt. Zur Be­
wertung, ob durch die hohen Schadstoffgehalte eine Grundwasserkontamination zu besorgen ist, 
wären Eluatanalysen auf PAK und Benzo(a)pyren jedoch notwendig.

Überdies wurden in den Proben der RKS 9/14 und S 10/14 sehr hohe Leitfähigkeiten 
(3890 pS/cm bzw. 4370 pS/cm) sowie sehr hohe pH-Werte (12,1 bzw. 12,2) festgestellt. Es ist 
unklar durch welche Schadstoffe diese Werte verursacht werden und inwieweit hierdurch eine 
Grundwasserverunreinigung zu besorgen ist. Auch in diesem Bereich wäre im Falle einer Grund­
wasserkontamination das Abströmen der Schadstoffe zum Oberflächengewässer Müglitz zu be­
sorgen.

Zur Erkundung und Bewertung der altlastbedingten Schadstoffbelastung des Grundwassers ist 
die Errichtung von Grundwassermessstellen sowie die Beprobung auf altlastrelevante Parameter 
in folgenden Bereichen notwendig:

• 2 Grundwassergütemessstellen im unmittelbaren GW-Abstrom des Bereichs der RKS 6/14 
und RKS 7/14

• 1 Grundwassermessstelle im unmittelbaren GW-Abstrom des Bereichs der RKS 5/14
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® 1 Grundwassermessstelle im unmittelbaren GW-Abstrom der RKS 13/14 
° 1 Grundwassermessstelle im unmittelbaren GW-Abstrom der RKS 16/14 
® Je 1 Grundwassermessstelle im unmittelbaren GW-Abstrom der RKS 9/14 und S 10/14 sofern 

die Ursachenermittlung ergeben sollte, dass die hohe Leitfähigkeit und der alkalische pH-Wert 
auf relevante Schadstoffe zurückzuführen sind

o Sofern die Eluatanalysen der Bodenproben aus RKS 3/14 und RKS 6/14 deutliche Über­
schreitungen der Sickerwasser-Prüfwerte für PAK oder Benzo(a)pyren ergeben sollten, wäre 
auch im unmittelbaren GW-Abstrom der RKS 3/14 eine Grundwassermessstelle zur Ermitt­
lung der Betroffenheit des Schutzgutes Grundwasser notwendig

Es ist eine detaillierte Ermittlung der Grundwasserdynamik im Vorhabengebiet, insbesondere 
auch im Nahbereich des Vorfluters Müglitz erforderlich.
Die vorhandene Schadstoffbelastung des Schutzgutes Grundwassers ist mit Hilfe der neu zu er­
richtenden Grundwassermessstellen darzustellen und zu beschreiben. Es ist zu prüfen, ob durch 
einzelne Altlastverdachtsflächen ein nicht tolerierbarer Grundwasserschaden verursacht wurde. 
Sofern bei einzelnen Altlastverdachtsflächen nicht tolerierbare Grundwasserkontaminationen ver­
ursacht wurden, sind diese zu sanieren und der Grundwasserschaden auf ein tolerierbares Maß. 
zu begrenzen.

Die Gefährdung des Schutzgutes Oberflächenwasser d. h. des Oberflächengewässers Müglitz 
durch Schadstoffeinträge über den Grundwasserpfad aus dem Vorhabengebiet ist zu bewerten. 
Das Ausmaß des Schadstoffeintrags insbesondere des Schadstoffs Arsen in den Oberflächen­
wasserkörper Müglitz-2 ist durch geeignete Methoden zu ermitteln.
Es ist nachweislich sicherzustellen, dass die altlastbedingten Grundwasserbelastungen über den 
Pfad Grundwasser-Oberflächenwasser nicht zu einer maßgeblichen Verschlechterung der Was­
serqualität der Müglitz und zu einem Verfehlen der Bewirtschaftungsziele gemäß § 27 WHG für 
den Oberflächenwasserkörper Müglitz-2 führen.

Entwässerung/Reqenwasser

Es erfolgte in Hinblick auf die geordnete Ableitung von anfallendem Niederschlagswasser im ge­
samten Plangebiet eine überschlägige Prüfung auf Plausibilität.
Der Teilbereich der Entwässerung (Niederschlagswasserrückhaltung und -entsorgung) ist unter 
Berücksichtigung der Prüfbemerkungen und Hinweise zu überarbeiten. Der Planungsansatz ist zu 
konkretisieren. Flächen für die Regenwasserrückhaltung sind zu ermitteln und bezüglich notwen­
diger Flächen und Standorte in den Bebauungsplan aufzunehmen.

Gemäß Begründung Geltungsbereich aufgrund seiner langjährigen gewerblichen Nutzung als 
ehemalige Baustoffe Heidenau im Sächsischen Altlastenkataster unter der Kennziffer 
Nr. 87214005 "Baustoffe Heidenau" erfasst. Aus bereits vorliegenden Analysen sind Schadstoff­
belastungen mit Arsen, untergeordnet mit Polyzyklische Aromatische Kohlenwasserstoffe (PAK) 
abzuleiten. Bei dem Vorhabengebiet handelt es also um einen Altlastenstandort mit Schadstoff­
belastungen im Untergrund.
Durch eine Versickerung des Niederschlagswassers besteht die Gefahr, die Schadstoffe im Un­
tergrund zu mobilisieren und somit dem Grundwasser oder dem Gewässer zuzuleiten.

Gemäß der Textlichen Festsetzungen und Begründung soll daher das auf den Frei- und Dachflä­
chen der privaten Grundstücke bzw. sämtliches im Vorhabengebiet anfallende Niederschlags­
wasser gesammelt, zurückgehalten (Rückhalt, Speicher) und gedrosselt in den nächstgelegenen 
Vorfluter (Müglitz) eingeleitet werden. Gemäß Textlicher Festsetzungen und Grünordnungsplan 
sind die Dachflächen überwiegend als Gründächer auszuführen.
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Die Befestigung von Zufahrten, Stellplätzen und Wegen auf den privaten Grundstücken soll mit 
versickerungsfähigem Material hergestellt werden, um einen Beitrag zur Verringerung des ab­
flusswirksamen Oberflächenwassers zu gewährleisten. Aufgrund der bestehenden Altlastenprob­
lematik wird diese geplante Teilversickerung auf den Flurstücken als kritisch bewertet, deren ge­
nerelle Zulässigkeit müsste bei der weiteren Planung geprüft werden.

Das Vorhabengebiet befindet sich im festgesetzten Überschwemmungsgebiet und im über­
schwemmungsgefährdeten Gebiet der Müglitz. Damit sind erhöhte Anforderungen zum Erreichen 
des Wasserrückhaltevermögens verbunden.

Die Auslegung des Rückhalteraums sollte auf der Datenbasis der Niederschlagsspenden nach 
KOSTRA-DWD 201OR erfolgen, hierbei sollte beim Ansatz der befestigten Flächen der Bau­
grundstücke die maximale Grundflächenzahl inklusive Überschreitung betrachtet werden. Die 
Bemessung sollte aufgrund der Lage im festgesetzten Überschwemmungsgebiet sowie im über­
schwemmungsgefährdeten Gebiet der Müglitz und der geplanten Direkteinleitung in dieses Ge­
wässer für eine festgelegte Wiederkehrwahrscheinlichkeit von mind. 10 Jahren (n=0,1) bemessen 
werden.

Gemäß Bodengutachten ist mit flurnahen Grundwasserständen zu rechnen, da der Grundwas­
serstand mit dem Wasserstand der Müglitz korreliert. Dies ist bei der Planung der Regenrückhal- 
teanlage(n) zu beachten (Abdichtung, Auftriebssicherung).

Regenrückhalteanlagen und Stauraumkanäle bedürfen der wasserrechtlichen Genehmigung 
nach § 55 Abs. 2 Sächsisches Wassergesetz (SächsWG).

Für die Errichtung von Regenrückhalteanlagen oder Stauraumkanälen (§ 55 SächsWG) sind dem 
Landratsamt folgende Planungsunterlagen vorzulegen:

® Ermittlung der zu entwässernden Einzugsgebietsflächen sowie der zugehörigen Abflussbei- 
werte und Berechnung der anfallenden Niederschlagsmengen sowie des erforderlichen Re­
tentionsvolumens (Datenbasis: KOSTRA-DWD 201 OR)

• graphische Darstellung der Einzugsflächen in einem Lageplan
• Angaben zur planerischen Gestaltung der Rückhalteanlage
® Bemaßte Plandarstellungen zur Rückhalteanlage (Quer-und Längsschnitte mit Darstellung 

von Zu- und Ablaufleitung und Drosselorgan)
• Angaben zum geplanten Drosselorgan (Art, Drosselkurve) sowie Detailzeichnung (ist keine 

geregelte Drossel vorgesehen, sollte der maßgebende Drosselabfluss für die Berechnung des 
Retentionsvolumens als arithmetisches Mittel zwischen dem Abfluss bei Speicherbeginn und 
Vollfüllung der Rückhalteanlage angesetzt werden)

• Qualitative und quantitative Bewertung des einzuleitenden Regenwassers (Bewertung nach 
Merkblatt DWA-A 102)

© Aussagen zur Gestaltung eines Notüberlaufes und der sich ggf. daraus ergebenden Betrof­
fenheiten oder bei Fehlen des Notüberlaufes Überflutungsnachweis nach DIN 1986-100 un­
abhängig von der Größe der abflusswirksamen Fläche

• Angaben zur geplanten Einleitstelle ins Gewässer (in Abstimmung mit der Landestalsperren­
verwaltung Sachsen)

• Überflutungsnachweis nach DIN 1986-100 bei Grundstücken mit abflusswirksamer Fläche 
über 800 m2

Die Arbeitsblätter DWA-A 117 und A 118 enthalten wichtige Flinweise zur Bemessung von Re­
genrückhalteräumen und der hydraulischen Bemessung von Entwässerungssystemen.
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Die Merkblätter DWA-M 176 und DWA-M 178 sowie das Arbeitsblatt DWA-A 166 enthalten wich­
tige Vorgaben zur konstruktiven Gestaltung, Betrieb und Ausrüstung von Bauwerken der zentra­
len Regenwasserbehandlung und -rückhaltung.

Folgende Sachverhalte sind außerdem in die Planzeichnunq aufzunehmen:

® der Radweg an der Müglitz 
o die geplante Abflachung zur Müglitz 
® die Retentionsmulde
® der Gewässerrandstreifen sowie der Rad- und Fußweg.

Textliche Festsetzungen

Punkt I./2.2:
Bei der Lage des Bebauungsplanes im Überschwemmungsgebiet (ÜSG) extrem ist die Anord­
nung des Erdgeschossfußbodens max. 0,30 m über Höhe der Erschließungsstraße zu überprü­
fen.
Eine Höhenfestsetzung der Straße für die Umsetzung ist erforderlich (Planzeichnung), da nicht 
eingeschätzt werden kann, wie hoch die Straße liegt / liegen wird.

Punkt I./7.3 und 7.4:
Es ist darzulegen, warum nur 5 m Gewässerrandstreifen vorhanden sind und wie dessen Gestal­
tung erfolgen soll.
Im Randstreifen sind keine Wege zulässig. Die Wege sind daher in ihrer Lage zu verschieben.
Es ist festzusetzen, wer künftig für die geplanten Unterhaltungsarbeiten zuständig ist (die Stadt 
Heidenau, der Investor...).

Punkt I./7.5:
Geplant ist eine gedrosselte Einleitung des Niederschlagswassers in die Müglitz. Es ist darzustel­
len, ob dies über öffentliche oder private Leitungen erfolgen soll. Es sind keine 50 Einzeleinlei­
tungen zulässig.

Punkt V./4:
Der Sachverhalt des möglichen Kontaktes des Grundwassers zu belasteten Auffüllen ist nicht erst 
bei baulichen Veränderungen zu bewerten und ingenieurtechnisch zu begleiten. Die Aufgabe 
muss mit der Aufstellung des Bebauungsplanes erledigt werden.

Hinweis zum wasserrechtlichen Gutachten

Punkt 4.1:
Zuständige Wasserbehörde ist der Landkreis Sächsische Schweiz-Osterzgebirge, nicht die Stadt 
Dresden.

Bearbeitungskonzept Revitalisierung ehern. Gelände VEB Baustoffe (SALKA 87214005) vom
07.04.2016

Gemäß der Aufgabenstellung soll in einem ersten Schritt die bekannte Altlastensituation zusam­
mengefasst und daraus ein Bearbeitungskonzept abgeleitet werden. Das befürwortet auch die 
untere Wasserbehörde.

Gemäß den eingereichten Unterlagen gibt es auf dem Gelände des Geltungsbereiches noch ei­
nen alten Brunnen. Dieser Brunnen sollte aus der Sicht des Gewässerschutzes erhalten bleiben.
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Auch wenn das untersuchte Brunnenwasser für die Parameter Kupfer, Fluorid und LHKW meist 
über den Geringfügigkeitsschwellenwerten lag. Arsen und Pak lagen bei den Untersuchen 2014 
unter den GFS und den Bestimmungsgrenzen.
Ein Rückbau ist bei der unteren Wasserbehörde anzuzeigen und mit ihr abzustimmen. 

Begründung

Regenwasser soll gedrosselt in die Müglitz. Eine Versickerung ist wegen der Atlastenproblematik 
nicht möglich.

Wie bereits in den Hinweisen der unteren Wasserbehörde an die Stadt Heidenau (E-Mail vom 
19.10.2021 zum Behördenworkshop) ausgeführt, orientiert sich die zulässige Einleitmenge des 
Niederschlagswassers in die Müglitz an dem unbebauten Zustand der gesamten Fläche des Be­
bauungsplans.
Dieser Sachverhalt ist bei der Ausarbeitung der Entwurfsfassung zum Bebauungsplan zu ermit­
teln und darzustellen.
Im Bebauungsplan ist eine ausgeglichene Lösung für die Regenwasserbewirtschaftung aufzu­
nehmen. Es sind Maßnahmen von Größe und Art der Rückhaltung sowie die entsprechenden 
Standorte (einzeln pro Grundstück oder/und zentrale RRB) mit Flächenverfügbarkeit darzustellen.

Punkt 7.1.4:
Die neue Brücke für Fußgänger und Radfahrer über die Müglitz muss eine Mindesthöhe von 
0,5 m über HQ100 aufweisen.
Dies ist zur rechtlichen Verbindlichkeit in den Textlichen Festsetzungen festzuhalten.

Punkt 7.1.6:
Die Funktion eines Gewässerrandstreifens wird nicht entsprochen, da es gesetzlich nicht zulässig 
ist, einen 5 m breiten Gewässerrandstreifen noch mit einem 2,5 m breiten zu nutzen.

Abfall, Boden und Altlasten

Die Teilstellungnahme wird sobald als möglich nachgereicht.

Schülerbeförderung und ÖPNV

Unter der Annahme, dass der öffentliche Personennahverkehr (ÖPNV) durch die Maßnahme 
nicht beeinträchtigt wird, bestehen von Seiten des Bereichs Schülerbeförderung und ÖPNV keine 
Einwände zum Vorhaben. Sollten sich im Zuge der Durchführung von Bau- und/oder Erschlie­
ßungsarbeiten Einschränkungen oder Sperrungen (teilweise Sperrungen, oder Vollsperrungen, 
Umleitungen) von Straßen notwendig werden auf denen ÖPNV oder Schülerbeförderung stattfin­
det, ist dies rechtzeitig der Abteilung Schul- und Liegenschaftsmanagement, Bereich Schülerbe­
förderung und ÖPNV, 03501 515 4213 oder per E-Mail an verkehrswesen@landratsamt-pirna.de 
anzuzeigen. Das entsprechende Verkehrsunternehmen ist gleichfalls rechtzeitig zu informieren.

Inklusion von Menschen mit Behinderung

Örtliche Strukturen und Baustellenumleitungen sind im Sinne des Inklusion - auch im Bauzeit­
raum - so zu gestalten, dass sie sicher von Menschen mit und ohne Behinderung, Frauen und 
Männern, Kindern, alten Menschen, eben von allen Menschen genutzt werden können. Der Bau­
bereich ist dabei sicher abzusperren.

mailto:verkehrswesen@landratsamt-pirna.de
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Siedlungshygiene

Aus bau- und siedlungshygienischer Sicht bestehen keine Einwände zum Vorhaben. Eine hygie­
nisch einwandfreie, der Trinkwasserverordnung (TrinkwV 2001 i. d. F. der Bekanntmachung vom 
10. März 2016 - BGBl. I S. 459 - in der geltenden Fassung) entsprechende Versorgung sowie 
eine normgerechte Abwasserbeseitigung sind auch während der Bauphase zu sichern.

Sollte eine Neuverlegung von Trinkwasserleitungen, auch die für eine eventuelle Notwasserver­
sorgung, erforderlich sein, kann (auch abschnittsweise) durch das Gesundheitsamt eine schriftli­
che Freigabe angefordert werden. Eventuell im Planungsgebiet vorhandene dezentrale Trinkwas­
seranlagen (Brunnen) sind zu schützen.

Vermessungswesen und Katasterinformation

Gemäß § 6 Sächsisches Vermessungs- und Katastergesetz (SächsVermKatG) sind Grenz- und 
Vermessungsmarken besonders geschützt. Insbesondere dürfen diese nicht entfernt oder verän­
dert werden. Gefährdete Grenzmarken sollten durch einen Öffentlich bestellten Vermessungsin­
genieur (ÖbVI) gesichert werden.

Mit freundlichen Grüßen

M. Otto
Stabsstellenleiter




















































































